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Bedeutung für die Politik

1	� Unternehmen können von politischen 
Wettbewerbsvorteilen profitieren, wenn 
sie sich freiwillig zu Umweltschutz ver-
pflichten. Die Politik sollte dies berück-
sichtigen, z. B. in Branchenvereinbarungen.

2	� Die Politik sollte die öffentliche Unterstüt-
zung nutzen, um wirksame Aufsichtskom-
petenzen einzufordern – in der nationalen 
Umweltpolitik ebenso wie im Kontext glo-
baler Lieferketten.

3	� Die Politik sollte dafür sorgen, dass die 
Akteure sowohl des öffentlichen als auch 
des privaten Sektors Rechenschaft über 
ihre Umweltpolitik ablegen müssen. Da-
bei ist sicherzustellen, dass Unternehmen 
ihre Verpflichtungen nicht umgehen oder 
Greenwashing betreiben, da die Bevölke-
rung sonst das Vertrauen in freiwillige 
Massnahmen verliert.



Öffentlicher Druck kann freiwillige 
Massnahmen fördern – Sanktionen 
gegen Greenwashing
Eine Mehrheit der Bevölkerung befürwortet strenge 
Umweltvorschriften für die Wirtschaft. Dies gilt so-
wohl im Schweizer Kontext als auch im Kontext glo-
baler Lieferketten, basierend auf den Daten der 12 
grössten OECD-Industrieländer. Die Bevölkerung un-
terstützt strengere Vorschriften für die Berichterstat-
tung und politische Massnahmen zur Sanktionierung 
fehlbarer Unternehmen. 

Glaubwürdige freiwillige Massnahmen zur Nachhal-
tigkeit durch Unternehmen können den gesellschaft-
lichen Druck zur Einführung staatlicher Eingriffe 
verringern. Die Bevölkerung ist auch bereit, umwelt-
bewussten Unternehmen politische Vorteile (z. B. 
Steuererleichterungen) zu gewähren. Zusammenfas-
send zeigt sich, dass Unternehmen gesellschaftspoli-
tische Anreize haben, ihre Nachhaltigkeit freiwillig zu 
verbessern, auch wenn sie nicht «direkt» wirtschaft-

lich profitieren (z. B. dank mehr Ressourceneffizienz 
oder stärkerem Branding). Wir betrachten diese Er-
gebnisse als positive Nachricht für kollaborative Poli-
tikkonzepte, die vor allem auf freiwillige Massnahmen 
des Privatsektors setzen, z. B. verschiedene Arten von 
Hybrid-Gouvernanz. 

Freiwilligkeit kann jedoch Anreize für Trittbrettfahrer 
schaffen und damit die Akzeptanz kooperativer Lö-
sungen zwischen Staat und Unternehmen in der Öf-
fentlichkeit untergraben. Daher sollte die Politik eine 
Rechenschaftspflicht sicherstellen und Greenwash-
ing verhindern. Konkret könnten Sanktionen für Ver-
stösse erwogen oder Umweltziele definiert werden. 
Zudem sind staatliche Massnahmen vorzusehen, 
wenn die Ziele nicht bis zu einem festgelegten Termin 
mit Freiwilligkeit erreicht werden. 
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Der globale ökologische Fuss­
abdruck der Schweizer Wirtschaft 
muss reduziert werden
Die Nachfrage nach Umweltressourcen übersteigt 
die Belastungsgrenzen der Erde um ca. 60 % (vgl. Ab-
bildung 1). Wenn die Weltwirtschaft diese ökologi-
schen Grenzen missachtet, verursacht dies gemäss 
Studien hohe Kosten (z. B. durch die Verknappung 
wichtiger Ressourcen) und Risiken (z. B. für die Ge-

sundheit). Daher zahlen sich nachhaltige Wirtschafts-
systeme aus. Aufgrund ihrer finanziellen Möglichkeiten 
und ihres Wissens über ökologische Probleme in ih-
rer Branche können Unternehmen Fortschritte auf 
dem Weg zu einer nachhaltigen Wirtschaft entschei-
dend unterstützen oder behindern.

Abbildung 1: Abbildung zum Earth Overshoot Day in der New York Times. 
Im August ist das ökologische Budget des Jahres aufgebraucht. Danach 

sprengt die Ressourcennutzung die Belastungsgrenzen der Erde.  
Quelle: New York Times (2020)
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Was bedeutet…

Ökologisches Budget: Die Menge an 
Umweltressourcen, die ein Land oder die 
Erde langfristig bereitstellen und regenerie-
ren kann. 

Nachhaltige Wirtschaft: Produktions- und 
Konsumsystem, das die Knappheit begrenz-
ter Ressourcen und die Regenerationsfähig-

keit erneuerbarer Ressourcen berücksichtigt, 
die Ressourceneffizienz steigert und damit 
Wirtschaftsleistung und Wohlstand erhöht.

Hybrid-Gouvernanz: System, das staatliche 
Regulierung mit freiwilligen Massnahmen 
des Privatsektors kombiniert (z. B. durch 
Branchenvereinbarungen).
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Fazit

Wir haben analysiert, welche politischen Massnah-
men in Industrieländern und insbesondere in der 
Schweiz zugunsten einer nachhaltigen Wirtschaft re-
alisierbar sind. Dabei konzentrierten wir uns auf die 
Frage, wie die Regulierung von Unternehmen nach 
Ansicht der Öffentlichkeit aussehen soll. Konkret un-
tersuchten wir die politische Machbarkeit einer nach-
haltigen Wirtschaftspolitik anhand der Schweiz als 
«Meinungslabor».

Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass Unternehmen 
auch ohne direkten wirtschaftlichen Nutzen von öko-
logischen Geschäftsstrategien profitieren, da die Be-
völkerung bereit ist, sie für freiwillige Engagements 
politisch zu belohnen.

Grundsätzlich befürwortet die Bevölkerung jedoch 
eine klare staatliche Regulierung der Nachhaltigkeit 

von Unternehmen. Begrüsst werden Mechanismen 
zur Rechenschaftlegung wie öffentliche Berichte so-
wie staatliche Sanktionen gegen fehlbare Unterneh-
men. Dies gilt für inländische Politikbereiche ebenso 
wie für globale Lieferketten. Befürwortet werden in-
klusive Prozesse zur Festlegung solcher Mechanis-
men unter Mitwirkung von Firmen, gewählten 
Organen und Zivilgesellschaft.

Wir stellten zudem fest, dass die Bevölkerung ihre 
Einstellung dem Kontext anpasst. So wird das Ergeb-
nis einer inklusiven Politik auch unterstützt, wenn we-
niger strenge Massnahmen resultieren. Analog 
können freiwillige Engagements von Unternehmen 
den Ruf nach staatlicher Regulierung verringern. 
Werden umgekehrt Unternehmen öffentlich des 
Greenwashings verdächtigt, sinkt das Vertrauen in 
freiwillige Massnahmen.

Für die Strategie von Staaten im Bereich  
nachhaltige Wirtschaft resultieren zwei Schlussfolgerungen:

 — Die globalen Lieferketten werden in wirtschafts- und aussenpolitischen Programmen von 
politischen Kandidaten und Parteien ein wichtiges Thema sein.

 — Freiwillige Massnahmen von Unternehmen können wirksam sein, es braucht aber eine 
staatlich durchgesetzte Rechenschaftspflicht.
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